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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Aufgrund der Fortschritte in der Aufklärung und der Verhütung ist zwischen 1970 und
1990 die Zahl der jährlichen Schwangerschaftsabbrüche um 20% von rund 16 000 auf
ca. 13 000 gesunken. Nachdem nun auch die bisher konservativen Kantone Luzern und
Zug erste Schritte zur Liberalisierung des Schwangerschaftsabbruchs eingeleitet haben,
verfolgen nur mehr die Kantone Uri sowie Ob- und Nidwalden eine harte Haltung in
dieser Frage. 1

BERICHT
DATUM: 31.07.1992
MARIANNE BENTELI

Rund 1000 Ärzte und Ärztinnen ersuchten den französischen Hersteller, die Zulassung
für das bereits seit einigen Jahren zur Diskussion stehende orale Abtreibungsmittel RU-
486 bei der Interkantonalen Kontrollstelle für Heilmittel (IKS) zu beantragen. Aufgrund
vehementer fundamentalistischer Angriffe hatte die Herstellerfirma darauf verzichtet,
das Medikament aus eigenem Antrieb auf den europäischen Markt zu bringen. Das
Mittel ist heute nur in Frankreich, England und Schweden zugelassen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.09.1992
MARIANNE BENTELI

Eine im Vorjahr von der Zürcher SP-Nationalrätin Haering Binder eingereichte
parlamentarische Initiative für die Fristenlösung, die von 62 Abgeordneten aus SP, FDP,
LdU und GPS mitunterzeichnet wurde, nahm eine erste Hürde in der Kommission für
Rechtsfragen des Nationalrates, welche die Initiative mit sechs zu drei Stimmen bei drei
Enthaltungen unterstützte. Damit wurde die seit 1987 praktisch blockierte Diskussion
um dieses umstrittene Thema wieder lanciert. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1994
MARIANNE BENTELI

Nach vier erfolglosen Versuchen zu einer Neuformulierung der Strafbestimmungen
über den Schwangerschaftsabbruch in den 70er und 80er Jahren gab der Nationalrat
in der Januarsession mit 91 zu 85 Stimmen bei vier Enthaltungen knapp einer
parlamentarischen Initiative Haering Binder (sp, ZH) Folge, welche ein Umdenken in
dieser Frage verlangt. Die Initiantin und die vorberatende Kommission machten geltend,
die Kluft zwischen restriktivem Gesetz und je nach Kanton liberaler Praxis werde immer
grösser. Die unterschiedliche Nutzung des Rechtsspielraumes in den Kantonen habe
eine Rechtsungleichheit zur Folge und fördere den innerstaatlichen
"Abtreibungstourismus". Diese Situation sei unehrlich und verursache unnötige Kosten.
Zudem lehre die Erfahrung, dass die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche weitgehend
unabhängig sei von Gesetzen und weit stärker von der Qualität der Information, vom
Zugang zu Verhütungsmitteln und vom Grad der sozialen Sicherheit bestimmt werde. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.02.1995
MARIANNE BENTELI

Die kantonale Sanitätsdirektorenkonferenz sprach sich im zweiten Anlauf für die
Zulassung der Abtreibungspille RU 486 auch in der Schweiz aus. Sie nahm damit den
Wunsch von zwölf Frauenorganisationen auf, die im Herbst 1994 an sie gelangt waren.
Allerdings blieb unklar, ob die französische Herstellerfirma, welche die Pille bis jetzt nur
in ihrem Ursprungsland, in Grossbritannien und in Schweden vertreibt, an einer
Registrierung durch die Interkantonale Kontrollstelle für Heilmittel (IKS) überhaupt noch
interessiert ist. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.11.1995
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag des Bundesrates lehnte der Nationalrat eine Motion Zwygart (evp, BE) ab,
welche die Landesregierung verpflichten wollte, durch geeignete Massnahmen dafür zu
sorgen, dass die Abtreibungspille RU486 in der Schweiz nicht zugelassen wird. 6

MOTION
DATUM: 07.03.1996
MARIANNE BENTELI
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Die Rechtskommission des Nationalrates hiess mit 15 zu 5 Stimmen eine Änderung der
Artikel 118-121 des Strafgesetzbuches gut, welche einen Schwangerschaftsabbruch in
den ersten 14 Wochen und unter ärztlicher Aufsicht erlauben würde. Ein später
vorgenommener Abbruch soll dann straffrei bleiben, wenn er praktiziert wird, um einen
schweren körperlichen oder seelischen Schaden von der Frau abzuwenden. Den
Anstoss zur Gesetzesrevision hatte eine parlamentarische Initiative Haering-Binder (sp,
ZH) gegeben, welche der Nationalrat 1995 angenommen hatte. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.07.1996
MARIANNE BENTELI

Im Frühjahr gab der Bundesrat im Auftrag der nationalrätlichen Rechtskommission
deren Entwurf für eine Fristenlösung in die Vernehmlassung. Dieser sieht den
straflosen Abbruch in den ersten 14 Wochen der Schwangerschaft vor. Der Abbruch
soll auf Verlangen der schwangeren Frau erfolgen und von patentierten Ärzten
vorgenommen werden. Nach Ablauf dieser Frist wäre ein Schwangerschaftssabbruch
nur noch dann straflos, wenn der Frau nach ärztlichem Urteil eine schwere körperliche
Beeinträchtigung oder seelische Notlage droht. Diese Gefahr soll umso grösser sein, je
weiter die Schwangerschaft forgeschritten ist. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.04.1997
MARIANNE BENTELI

Einen fast schon historischen Schritt hin zu einer liberaleren Regelung des
Schwangerschaftsabbruchs tat die CVP-Basis an ihrer Delegiertenversammlung Ende
August. Nachdem die CVP-Frauen im Frühjahr eine Zustimmung zu einer
Fristenregelung unterstützt hatten, nahm die Delegiertenversammlung der Partei -
gegen den Willen der CVP-Fraktion im Bundesparlament, welche bei der bisherigen
restriktiven medizinischen und juristischen Indikation bleiben wollte, bei der letztlich
eine Drittperson über einen Abbruch entscheidet - mit klarer Mehrheit eine liberales
Schutzmodell an, wonach der Schwangeren zwar nach wie vor eine Beratung und eine
Bedenkzeit abverlangt werden, die Frau aber innerhalb der ersten 12 Wochen der
Schwangerschaft allein über einen allfälligen Abbruch entscheidet. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.08.1997
MARIANNE BENTELI

Dem SP-Vorstand ging der Vorschlag der Rechtskommission zu wenig weit. Auf Antrag
der SP-Frauen verabschiedete er eine Resolution für einen straflosen Abbruch ohne
Festsetzung einer Frist. Die eidgenössische Frauenkommission verlangte eine
Fristenlösung von 16 statt 14 Wochen. Sie sprach sich zudem für die Straflosigkeit des
Abbruchs auch nach dieser Frist aus. Die FDP unterstützte den Kommissionsvorschlag,
die SVP zeigte sich vorerst in einen konservativen und einen liberalen Flügel gespalten;
die Fraktion lehnte schliesslich die Fristenlösung ab, gleich wie die EVP, die zudem
ankündigte, ein allfälliges Referendum unterstützen zu wollen. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.09.1997
MARIANNE BENTELI

Eine von einer stark religiös geprägten Gruppierung (”Schweizerische Hilfe für Mutter
und Kind”) lancierte Volksinitiative ”Für Mutter und Kind – für den Schutz des
ungeborenen Lebens und für die Hilfe an seine Mutter” möchte das Rad der Zeit um
Jahrzehnte zurückdrehen. In der Verfassung soll festgeschrieben werden, dass eine
Abtreibung nur noch dann erlaubt ist, wenn die Mutter sonst in akute Lebensgefahr
gerät. Psychische Probleme – also auch etwa die Gefahr eines Suizids – dürften keine
Rolle spielen, nur körperliche Erkrankungen. Selbst der Organisation ”Ja zum Leben”,
die sich seit mehr als 20 Jahren gegen eine Fristenlösung einsetzt, gingen die Absichten
und vor allem die Methoden des Initiativekomitees zu weit, weshalb sie sich davon
distanzierte. 11

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.05.1998
MARIANNE BENTELI

Ausgehend von einer parlamentarische Initiative Haering Binder (sp, ZH) unterbreitete
die Rechtskommission des Nationalrates eine Revision der Strafgesetzbestimmungen
über den Schwangerschaftsabbruch. Gemäss der Mehrheit der Kommission sollte der
Abbruch während der ersten 14 Wochen der Schwangerschaft auf Verlangen der Frau
und unter Mitwirkung eines Arztes oder einer Ärztin möglich sein, nach dieser Frist nur
noch nach den strengeren Massstäben der heutigen Regelung. Nach dem geltenden
Recht braucht es zwei Ärzte oder Ärztinnen, die einen Abbruch für angezeigt halten,
weil die Frau einen schweren körperlichen oder psychischen Schaden erlitte, wenn sie
das Kind austrüge. Diese Liberalisierung ging dem Bundesrat zu weit. Er meinte, der
Staat müsse darauf hinwirken, dass eine sorgfältige Güterabwägung zwischen den
Rechten der Frau und dem Schutz des ungeborenen Lebens stattfindet. In seiner
Stellungnahme votierte er für das im Vorjahr von den CVP-Frauen in die Diskussion

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.1998
MARIANNE BENTELI
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gebrachte ”Schutzmodell mit Beratungspflicht".Nach einer Kaskade von
Variantenabstimmungen befürwortete der Nationalrat den Vorschlag seiner
Kommission für eine Fristenlösung in den ersten 14 Wochen der Schwangerschaft. Die
Zürcher SP-Abgeordnete Haering Binder stellte in der vorgängigen Diskussion fest, dass
nach den Erfahrungen im In- und Ausland Verbote keine Abbrüche verhindern, eine
Liberalisierung sie aber auch nicht fördert. Nach ihrem Verständnis von
Rechtssicherheit gehe es auch darum, die in der Schweiz entstandene Kluft zwischen
dem landesweit geltenden restriktiven Recht und der in vielen Kantonen gelebten
liberalen Rechtswirklichkeit zu schliessen. Der Staat habe nicht die Moral
vorzuschreiben; er solle optimale Rahmenbedingungen schaffen, damit die schwangere
Frau ohne Zwang in Eigenverantwortung entscheiden kann. Dazu gehöre
selbstverständlich auch ein breites Beratungsangebot. Die Beratung müsse aber
freiwillig sein, weil eine Verpflichtung nur wieder neue Abhängigkeiten schaffe.
Unterstützt wurde sie von Vallender (AI) als Sprecherin der FDP-Fraktion.Ganz anderer
Ansicht waren viele ihrer männlichen Kollegen aus dem rechtsbürgerlichen Lager,
welche bei der heutigen Regelung bleiben wollten. Die extreme Gegenposition vertrat
die von der SP zu den Grünen übergetretene Baslerin von Felten. Sie beantragte die
ersatzlose Streichung aller Artikel zum Schwangerschaftsabbruch aus dem Strafrecht.
Mit dem Votum ihres Parteipräsidenten Durrer (OW) plädierte die CVP für ihr Modell
mit obligatorischer Beratungspflicht, doch wurde dieses schliesslich mit 106 zu 56
Stimmen abgelehnt. Der Kommissionsvorschlag passierte schliesslich mit 98 zu 73
Stimmen.Im Anschluss an diese Beratung hiess der Nationalrat eine Motion Engler (cvp,
AR), welche einen Ausbau des Beratungsangebots zur Verringerung der Zahl der
Abtreibungen verlangte, auf Antrag des Bundesrates, der auf die grundsätzliche
Kantonskompetenz in diesem Bereich verwies, in der Postulatsform gut. 12

Mit einem überwiesenen Postulat Zwygart (evp, BE) bat der Nationalrat die
Landesregierung, von einer interessenneutralen Stelle eine Statistik über die in der
Schweiz durchgeführten Abtreibungen erstellen zu lassen. 13

POSTULAT
DATUM: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI

Mitte Juli registrierte die Interkantonale Kontrollstelle für Heilmittel (IKS) nach einer
über sechs Jahre dauernden Kontroverse als zwölfter Staat in Europa die
Abtreibungspille RU 486 unter dem Namen Mifegyne. Das Mittel unterliegt wie der
chirurgische Schwangerschaftsabbruch den Bestimmungen des schweizerischen
Strafgesetzes. Es ist verschärft rezeptpflichtig und darf nur in bewilligten Kliniken oder
Behandlungszentren verabreicht werden. 14

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 15.07.1999
MARIANNE BENTELI

Die Volksinitiative „Für Mutter und Kind – für den Schutz des ungeborenen Lebens
und für die Hilfe an seine Mutter“ kam mit 105'001 Unterschriften zustande. Das
Begehren verlangt eine äusserst restriktive Regelung des Schwangerschaftsabbruchs.
Die Abtreibung soll nur dann straffrei sein, wenn sich eine akute und körperlich
begründete Lebensgefahr für die Mutter anders nicht abwenden lässt. Im Fall einer
Vergewaltigung will die Initiative die Freigabe des Kindes zur Adoption erleichtern. Für
die bedürftige Mutter soll die erforderliche Hilfe und Betreuung sichergestellt
werden. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.01.2000
MARIANNE BENTELI

Die Rechtskommission des Ständerates ging daraufhin noch einmal über die Bücher. Sie
hielt an ihrer liberalen Haltung (14 Wochen straffreier Abbruch) fest, schlug aber einen
Mittelweg zwischen den Beschlüssen des Nationalrates (Fristenlösung ohne Wenn und
Aber) und dem CVP-Schutzmodell vor. Demnach sollte die Frau schriftlich eine
körperliche oder seelische Notlage geltend machen, und die behandelnden Ärzte
gesetzlich verpflichtet werden, die betroffenen Frauen eingehend auf die
medizinischen Risiken und auf die bestehenden Beratungsmöglichkeiten hinzuweisen;
ein Zwang zur Beratung sollte aber nicht bestehen. In letzterem Punkt folgte die kleine
Kammer mit 21 zu 19 Stimmen und gegen den erneut von Bundesrätin Metzler zum
Ausdruck gebrachten Wunsch des Bundesrates, der sich bereits im Vorjahr für das
Modell der CVP ausgesprochen hatte, ihrer Kommission. Im Entgegenkommen an die
CVP fügte sie aber noch einige Verschärfungen ein. Der straffreie
Schwangerschaftsabbruch soll nur in den ersten 12 Wochen erlaubt sein (Antrag Pfister,
svp, SG), und die zu einem Abbruch berechtigten Stellen seien von den Kantonen zu
bezeichnen (Antrag Schmid, svp, BE). 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.2000
MARIANNE BENTELI
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Der Bundesrat verabschiedete seine Botschaft zur Volksinitiative „für Mutter und
Kind – für den Schutz des ungeborenen Kindes und für die Hilfe an seine Mutter in Not“,
die eine äusserst restriktive Regelung der Schwangerschaftsabbruchs verlangt, der
lediglich noch bei akuter Lebensgefahr für die Mutter erlaubt sein sollte. Er beantragte
dem Parlament, die Initiative ohne Gegenvorschlag abzulehnen. Er erklärte dazu, die
Initiative, die praktisch ein Abtreibungsverbot in der Verfassung verankern würde, lasse
die Veränderungen der gesellschaftlichen Verhältnisse und Werte der letzten 30 Jahre
ausser Acht. Zudem zeigte er sich überzeugt, dass das Parlament in der zur Debatte
stehenden Frage der Fristenlösung ein mehrheitsfähiges Ergebnis vorlegen werde. 17

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.11.2000
MARIANNE BENTELI

Das Bundesamt für Sozialversicherung erklärte die verschärft rezeptpflichtige
Abtreibungspille Mifegyne auf den 1.12.2000 für kassenpflichtig. Der Verein
„Schweizerische Hilfe für Mutter und Kind" (SHMK), der sich mit allen Mitteln gegen die
Zulassung dieser medikamentösen Form des Schwangerschaftsabbruchs gewehrt hatte,
erklärte, er werde nun mit kantonalen Beschwerden weiter gegen Vertrieb und
Anwendung des Medikaments ankämpfen. Ein erster Rekurs wurde im November im
Kanton St. Gallen eingereicht. Beide Parlamentskammern nahmen eine Petition der
Schweizerischen Vereinigung Ja zum Leben, die ein Verbot von Mifegyne verlangte, zur
Kenntnis, gaben ihr aber keine Folge 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.11.2000
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte die Rechtskommission des Ständerates den Bundesrat
beauftragen, im Einvernehmen mit den Kantonen Massnahmen zu treffen, um dem
medizinischen Personal das Recht einzuräumen, die Mitwirkung an
Schwangerschaftsabbrüchen aus ethischen Gründen zu verweigern. Der Bundesrat
vertrat die Auffassung, persönliche religiöse und weltanschauliche Überzeugungen
seien im Grundkatalog der Bundesverfassung weitgehend geschützt. Zudem liege das
öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis, dem die meisten Medizinalpersonen in den
Spitälern unterstellt sind, in der Kompetenz der Kantone. Auf seinen Antrag wurde der
Vorstoss nur als Postulat überwiesen. 19

MOTION
DATUM: 28.11.2000
MARIANNE BENTELI

Um die Vorlage nicht zu gefährden, schwenkte der Nationalrat teilweise auf die
Ständeratslinie ein. Der Schwangerschaftsabbruch wird in den ersten zwölf Wochen
seit Beginn der letzten Periode straffrei. Für den Abbruch braucht es eine ärztliche,
aber keine staatliche Beratung. Für diesen Kompromiss setzte sich eine Koalition aus
FDP, SP, LP und GP ein; der neuerliche Versuch der geschlossen auftretenden CVP, eine
Mehrheit hinter ihr „Schutzmodell“ zu scharen, scheiterte mit 116 zu 40 Stimmen klar.
Die Bedingung der schriftlich formulierten Geltendmachung einer Notlage lehnte der
Nationalrat ebenso ab wie die Erstellung kantonaler Listen von Abtreibungskliniken. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.12.2000
MARIANNE BENTELI

Nachdem die letzten Differenzen ausgeräumt waren, stimmten die Kammern in der
Frühjahrssession der neuen Strafgesetzbuchregelung bei der Fristenlösung zu. Der
Schwangerschaftsabbruch erfolgt künftig in den ersten 12 Wochen straffrei; die
Frauen müssen eine persönliche Notlage geltend machen und werden auf staatliche
Beratungsmöglichkeiten aufmerksam gemacht, sind aber nicht gehalten, diese in
Anspruch zu nehmen; die Kantone werden verpflichtet, die Kliniken und Praxen zu
bezeichnen, die einen Abbruch fachgerecht durchführen können. Mit der Aufnahme
dieser „Notbremsen“, welche die ethische Dimension des Problems ins Bewusstsein
rufen sollen, setzte sich die eher restriktive Linie des Ständerates durch; entgegen
seiner Haltung in der Wintersession lenkte der Nationalrat hier ein, um die
Gesamtvorlage nicht zu gefährden. Die Zustimmung erfolgte im Ständerat allerdings nur
knapp mit 22 zu 20 Stimmen, ein deutliches Zeichen dafür, dass die SVP der
Liberalisierung nichts abgewinnen konnte und die CVP den Verzicht auf ihr
„Schutzmodell mit Beratungspflicht“ noch nicht verschmerzt hatte. Der Nationalrat
verabschiedete die Vorlage mit 107 zu 69 Stimmen; auch hier stammten die
Neinstimmen aus der geschlossenen CVP und der mehrheitlich ablehnenden SVP. Der
Bundesrat, der anfänglich das „Schutzmodell“ der CVP favorisiert hatte, stellte sich
ebenfalls hinter die Fristenlösung. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.03.2001
MARIANNE BENTELI
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Wie bereits anlässlich der Schlussabstimmung im Nationalrat angekündigt, ergriff die
CVP erstmals in ihrer Parteigeschichte das Referendum gegen eine bundesrechtliche
Regelung. Der Parteileitung blieb die Gefolgschaft an der Basis allerdings fast gänzlich
verwehrt; insbesondere viele Frauen und Junge empfanden das Referendum als
„Zwängerei“. Kurz darauf beschloss auch die „Gesellschaft für den Schutz des
ungeborenen Lebens“ (GLS) das Referendum; getragen von Abgeordneten aus der SVP,
der EVP und der EDU versuchte sich dieses Komitee zwischen der CVP und den
fundamentalistischen Abtreibungsgegnern zu positionieren, welche das Referendum
ebenfalls ergriffen. Anfang Juli musste die CVP einsehen, dass sie – in diesem Bereich
zumindest – nicht referendumsfähig ist; sie hatte bis zu diesem Zeitpunkt nur gut
30 000 Unterschriften beigebracht. Um diese nicht ungenutzt zu lassen, schloss sie
sich mit der GLS zusammen, die rund 20 000 Unterschriften beisteuerte. Keine
Sammelsorgen hatte hingegen die „Schweizerische Hilfe für Mutter und Kind“ (SHMK),
die fast 90 000 Unterschriften zusammentrug; weitere 32 000 Unterschriften kamen
von der ihr nahestehenden Vereinigung „Ja zum Leben“. Das Referendum kam
schliesslich mit 160 127 gültigen Unterschriften zustande.

Der Artikel zur Volksabstimmung findet sich hier. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.07.2001
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag des Bundesrates lehnte der Ständerat die1999 von der SHMK eingereichte
Volksinitiative „Für Mutter und Kind – für den Schutz des ungeborenen Lebens und für
die Hilfe an seine Mutter“, die praktisch ein Abtreibungsverbot in der Verfassung
verankern will, als den heutigen gesellschaftlichen Gegebenheiten völlig zuwiderlaufend
oppositionslos ab. Im Nationalrat war das Ergebnis mit 139 zu 7 Stimmen ebenfalls
überdeutlich; der Abstimmung gingen allerdings heftige Wortgefechte voraus, in deren
Verlauf Frauen und Liberale die Vertreter der Initiative als „Fundamentalisten“ (Aeppli,
sp, ZH) oder gar als „Taliban unserer Demokratie“ (Eggly, lp, GE) bezeichneten; die
Wortwahl kam nicht von ungefähr, hatte doch der glühendste Vertreter des Begehrens,
der Berner EDU-Vertreter Waber, eine Parallele zwischen den Ereignissen des 11.
September und der Fristenlösung gezogen. 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.12.2001
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beschloss, die im Vorjahr vom Parlament beschlossene und mit einem
Referendum bekämpfte Fristenregelung und die Volksinitiative „Für Mutter und Kind“,
die ein rigides Abtreibungsverbot in der Verfassung verankern wollte, gemeinsam und
ohne weitere Vorlagen am 2. Juni dem Volk vorzulegen. Mit Ausnahme der EDU lehnten
alle Parteien die Volksinitiative ab. Während SP und FDP die Fristenregelung aber
geschlossen unterstützten, zeigten sich CVP und SVP gespalten. In beiden Parteien
wurde die Fristenregelung von den mehrheitlich männlichen
Delegiertenversammlungen abgelehnt, während sowohl die CVP- wie die SVP-Frauen ihr
zustimmten. 10 Kantonalsektionen der SVP und sechs der CVP beschlossen die Ja-
Parole. Ebenfalls uneinig zeigten sich die Landeskirchen: der Evangelische Kirchenbund
(SEK) lehnte die Initiative ab und stimmte der Fristenregelung zu, die katholische
Bischofskonferenz (SBK) sprach sich klar gegen die Fristenregelung aus, gab aber keine
Empfehlung zur Initiative ab.

Das Abstimmungsergebnis fiel deutlicher aus als erwartet. Mit fast 82% Nein-Stimmen
wurde die Initiative förmlich abgeschmettert, und zwar in allen Kantonen. Mit knapp
über 30% Ja-Stimmen erzielte sie höchstens im Wallis so etwas wie einen
Achtungserfolg. Auch die Kantone Uri, Appenzell Innerrhoden, Obwalden und Schwyz,
die 1985 der ähnlichen Initiative „Ja zum Leben“ zugestimmt hatten, lehnten sie mit
Nein-Stimmen-Anteilen zwischen 70 und 75% deutlich ab. Positiver als angenommen
fiel das Resultat bei der Fristenregelung aus, die mit über 72% Ja-Stimmen
gutgeheissen wurde. Im Vergleich zur Abstimmung über die erste
„Fristenlösungsinitiative“ (1977) zeigten sich einerseits Parallelen, andererseits
manifestierte sich aber auch ein bedeutender gesellschaftlicher Wandel. Jene Kantone,
die bereits 25 Jahre zuvor einer Liberalisierung zugestimmt hatten, gehörten auch jetzt
zu denen mit den höchsten Ja-Anteilen: Genf (87,8%), Waadt (85%), Neuenburg
(85,4%), Basel-Stadt (81,8%), Basel-Landschaft (79,8%), Zürich (77,5%) und Bern (73,5).
Am deutlichsten hatten seinerzeit die Innerschweiz und alle katholischen Stände die
Initiative verworfen. Davon blieben jetzt nur gerade zwei Kantone übrig (Appenzell
Innerrhoden und Wallis). Damit fand der Wandel vor allem in den katholischen Gebieten
statt.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.06.2002
MARIANNE BENTELI
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Abstimmung vom 2. Juni 2002

Volksinitiative „für Mutter und Kind – für den Schutz des ungeborenen Kindes und für
die Hilfe an seine Mutter in Not“

Beteiligung: 41,7%
Ja: 1 578 870 (18,2%) / 0 Stände
Nein: 352 432 (81,8%) / 20 6/2 Stände
Parolen:
– Ja: EDU
– Nein: FDP, SP, CVP, SVP (3*), GP, LP, PdA, CSP; SGB; SEK
– Stimmfreigabe: EVP, SD
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 

Änderung des Schweizerischen Strafgesetzbuchs (Schwangerschaftsabbruch)

Beteiligung: 41,8%
Ja: 1 399 545 (72,2 %)
Nein: 540 105 (27,8%) /
Parolen:
– Ja: FDP, SP, GP, LP, PdA, CSP; SGB; SEK
– Nein: CVP (6*), SVP (11*), EVP, EDU; SBK
– Stimmfreigabe: SD
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 

Die Vox-Analyse der Abstimmung zeigte, dass nicht so sehr die CVP, wie am Abend der
Abstimmung immer wieder gesagt, als vielmehr die nationale SVP von ihrer Basis im
Stich gelassen wurde. Nur gerade 41% der SVP-Sympathisanten lehnten die
Fristenregelung ab, während es bei der CVP immerhin fast zwei Drittel waren. Wenig
schmeichelhaft für die CVP-Spitze war aber, dass trotz der Parole vom doppelten Nein
34% ihrer Anhänger der Volksinitiative zustimmten. Diese beiden Feststellungen
wurden dahingehend interpretiert, dass das „katholisch-konservative Element“ an der
CVP-Basis nach wie vor sehr stark zu sein scheint, auch wenn sich der Abstand
zwischen Katholiken und Protestanten gegenüber 1977 verringert hat. Keine
signifikanten Unterschiede im Stimmverhalten wurden zwischen den Landesteilen und
bei den Merkmalen, Alter und Siedlungsart ausgemacht. Hingegen zeichnete sich eine
deutliche Kluft zwischen Stimmenden ab, die sehr religiös sind, und denjenigen, die es
weniger oder gar nicht sind. Erstere waren übrigens die einzige sozio-demographische
Gruppe, welche die Fristenregelung ablehnte (70% Nein, bei gleichzeitig 63% Ja zur
Initiative).

Bundesrätin Metzler nahm den Ausgang des Urnengangs sichtlich zufrieden zur
Kenntnis, betonte aber, das klare Ja dürfe nicht als Banalisierung des
Schwangerschaftsabbruchs interpretiert werden. Sie erachte das Ja vielmehr als
Zustimmung zu einem Weg, dessen wesentliche Elemente die Prävention, Aufklärung
und die Unterstützung von Frauen in Notlagen sind. Noch am Abstimmungssonntag rief
sie in einem von Bundesrätin Dreifuss mitunterzeichneten Brief die Kantone dazu auf,
die verschiedenen Präventions- und Anlaufstellen weiter und wenn möglich stärker zu
unterstützen. Die Fristenregelung trat auf den 1. Oktober in Kraft, doch konnten nicht
alle Kantone rechtzeitig die notwenigen Vollzugsmassnahmen treffen (Bezeichnung der
Spitäler und Praxen, in denen Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt werden
dürfen). 24

Der Nationalrat überwies eine Motion Bortoluzzi (svp, ZH), die verlangte, dass kein
medizinisches Personal zur Beteiligung an einem Schwangerschaftsabbruch gezwungen
werden kann und aus einer Weigerung keine Nachteile im Arbeitsverhältnis erfolgen
dürfen, in der Postulatsform. 25

MOTION
DATUM: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI
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Eine vom Nationalfonds unterstützte Studie befasste sich mit dem Thema der
Gerechtigkeit in der Familienpolitik der Schweiz. Die Autoren kamen zu einem
ernüchternden Fazit. Zwar werden Familien – verstanden als Haushalte mit Kindern –
unter dem Strich jährlich mit 6,9 Mia Fr. gefördert. Dazu tragen Kinderzulagen,
Kinderfreibeträge bei den Steuern, zusätzliche Familienleistungen (wie sie 12 Kantone
kennen) oder auch die Subventionen für Kinderkrippen oder
Krankenversicherungsprämien bei. Hinzu kommen rund 700 Mio Fr. Sozialhilfe. Dass
diese in vielen Familien zum Zug kommen muss, ist für die Autoren ein Zeichen, dass
die Transferzahlungen ungenügend sind. Sie wiesen auf die geradezu grotesken
kantonalen Unterschiede hin und berechneten, welche Transfers nach Steuern eine
einkommensschwache Familie erhält. Am meisten ist es im Tessin mit 6900 Fr., am
wenigsten im Kanton Jura mit 790 Fr.; im schweizerischen Durchschnitt sind es 2350
Fr. pro Jahr. Gerade bedürftige Familie erhalten besonders geringe Transfers, da ein
Drittel auf die Steuerabzüge entfällt, von denen sie kaum profitieren können. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.02.2004
MARIANNE BENTELI

Deux ans après son dépôt, le Conseil national a classé sans la débattre une motion
Freysinger portant sur la loi fédérale sur le régime des allocations perte de gain. Le
député souhaitait que le congé maternité alloué par les APG puisse être librement
réparti entre le père et la mère du nouveau né.

MOTION
DATUM: 20.03.2009
SOPHIE GUIGNARD

Wie eine Studie des Bundesamts für Statistik zeigte, ging die Zahl der Adoptionen in
der Schweiz in den letzten drei Jahrzehnten markant zurück. Während 1980 noch rund
1 600 Kinder pro Jahr adoptiert wurden, sank die Zahl bis 2009 auf gut 500 Fälle
jährlich. Ebenfalls veränderte sich die dominierende Beziehungsstruktur zwischen den
Adoptierenden und den Adoptierten; während früher die Adoptionen innerhalb der
Familie überwiegten, werden heute meist Adoptionen ausserhalb der Familie
verzeichnet. Zurückgeführt wird der Rückgang an Adoptionen auf das veränderte
gesellschaftliche Umfeld wie auch auf die strengeren gesetzlichen Auflagen. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.01.2011
ANITA KÄPPELI

Emboîtant le pas au Conseil des Etats, le Conseil national a refusé de donner suite à
l'initiative du Canton de Genève pour un congé parental. Dans les deux conseils, le vote
visant à décider si oui ou non il fallait laisser aux cantons le choix de décider librement
de la mise en place d'un congé parental et non plus uniquement maternel, a été plutôt
serré. Ce sont une dizaine (pour les Etats) et une vingtaine (pour le national) de voix
bourgeoises qui ont fait la différence. 28

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.03.2011
SOPHIE GUIGNARD

Der Ständerat überwies im Frühjahr eine Motion Fehr (sp, ZH) zur Änderung der
gesetzlichen Grundlagen bezüglich des Adoptionsgeheimnisses. Die Vorlage, welcher
der Nationalrat bereits 2010 zugestimmt hatte, forderte vom Bundesrat einen Vorschlag
zur Änderung des Zivilgesetzbuches, so dass den leiblichen Eltern, nachdem ihre Kinder
die Volljährigkeit erreicht haben und einem solchen Kontakt zustimmen, eine
Anspruchsberechtigung auf Kenntnis der Personalien ihrer Kinder zuerkannt wird. 29

MOTION
DATUM: 19.03.2011
ANITA KÄPPELI

Ebenso wie eine Motion Estermann (svp, LU; Mo. 20.3191) erfuhr auch eine Motion von
Siebenthal (svp, BE) mit dem Zweck der weiteren Reduktion von
Schwangerschaftsabbrüchen in der Sondersession im Mai 2022 eine deutliche Abfuhr.
Konkret hatte die Motion des Berner SVP-Nationalrats gefordert, dass Frauen mit
Problemschwangerschaften umfassender über die Risiken einer Abtreibung beraten
werden. Aufgrund der bereits bestehenden Beratungsangebote – namentlich erwähnte
die Regierung die im Protokoll der Schweizerischen Gesellschaft für Gynäkologie und
Geburtshilfe (SGGG) erwähnten Beratungsmöglichkeiten sowie die bestehenden
kostenlosen Schwangerschaftsberatungsstellen für gesundheitliche und psychosoziale
Belange – sah der Bundesrat keinen Handlungsbedarf und empfahl die Motion zur
Ablehnung. Der Nationalrat folgte dieser Empfehlung mit 143 zu 32 Stimmen bei 11
Enthaltungen. Zustimmung erfuhr die Motion von einer knappen Mehrheit der SVP-
Fraktion sowie von fünf Mitgliedern der Mitte-Fraktion. Ebenso stammten die
Enthaltungen aus diesen beiden Fraktionen. Yvette Estermann und Erich von Siebenthal
sind darüber hinaus an zwei im Dezember 2021 lancierten Volksinitiativen beteiligt, die
Einmal-darüber-schlafen-Initiative und die Lebensfähige-Babys-retten-Initiative, die
als Ziel ebenfalls die Reduktion von Schwangerschaftsabbrüchen verfolgen. 30

MOTION
DATUM: 11.05.2011
MARLÈNE GERBER
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Der Bundesrat gab im Juni die Vorlage zur Änderung des Fortpflanzungs-Artikels 119 der
Bundesverfassung sowie des Fortpflanzungsmedizingesetzes in die Vernehmlassung.
Der Entwurf würde das Verbot der Präimplantationsdiagnostik aufheben und klare
Bedingungen zur Anwendung derselben formulieren. Des Weiteren sollte laut dem
Entwurf das Verbot der Aufbewahrung von Embryonen aufgehoben werden. Nach
bisherigem Recht ist es untersagt, Embryonen aufzubewahren, was viele Frauen dazu
veranlasse, sich die zulässige Höchstzahl von drei Embryonen einpflanzen zu lassen, um
die Erfolgschancen einer erfolgreichen Schwangerschaft zu erhöhen. Die dadurch
grosse Anzahl von Zwillings- und Drillingsschwangerschaften sei mit hohen
gesundheitlichen Risiken verbunden . 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.06.2011
ANITA KÄPPELI

Mitte August war die von christlich-konservativer Seite lancierte Volksinitiative
„Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache – Entlastung der Krankenversicherung durch
Streichung der Kosten des Schwangerschaftsabbruchs aus der obligatorischen
Grundversicherung“ zustande gekommen. 32

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 15.08.2011
ANITA KÄPPELI

Der Ständerat behandelte im März die Motion Prelicz-Huber (gp, ZH) zur Änderung des
Zivilgesetzbuches, um eine Adoption bereits ab vollendetem 30. Lebensjahr zu
ermöglichen. Die Motionärin argumentierte, dass dies auch schon vor dem bisher
geltenden 35. Lebensjahr möglich sein solle und dass die bestehende Regelung viele
Paare unnötig lange auf eine Adoption warten lasse. Der Nationalrat hatte der Motion
bereits 2009 zugestimmt. Der Ständerat folgte der Empfehlung seiner
Rechtskommission und nahm das Geschäft in leicht abgeänderter Form an. Der
Bundesrat wurde beauftragt, das Adoptionsalter herunterzusetzen, der Ständerat
verzichtete aber auf die explizite Definition einer Altersgrenze im Motionstext. Diese
Version wurde im Dezember vom Nationalrat mit 116 zu 45 Stimmen angenommen.
Gleichzeitig wurde eine parlamentarische Initiative John-Calame (gp, NE) mit ähnlichem
Inhalt zurückgezogen. 33

MOTION
DATUM: 15.12.2011
ANITA KÄPPELI

En mai, le Conseil fédéral s’est exprimé contre l’initiative « Financer l'avortement est
une affaire privée » sans lui opposer de contre-projet. L’initiative demande que
l’interruption de grossesse soit exclue du catalogue des prestations de l’assurance
obligatoire sauf dans certains cas « acceptables ». Le gouvernement a motivé sa
position en démontrant premièrement que les exceptions prévues par l’initiative, c’est-
à-dire les cas d’avortement qui seraient remboursés, sont formulées de manière trop
vague et donneront ainsi lieu à des pratiques divergentes. Deuxièmement, le Conseil
fédéral a expliqué que, suivant l’initiative, la situation économique des femmes
deviendrait un facteur central pour une décision qui relève plus de convictions
morales, éthiques ou théologiques. Finalement, le gouvernement relève que l’économie
réalisée en excluant l’interruption de grossesse des prestations de base sera trop faible
pour justifier les conséquences de l’acceptation de l’initiative. La commission de la
sécurité sociale et de la santé publique du Conseil national (CSSS CN) a suivi le
gouvernement en rejetant l’initiative par 18 voix contre 5 et 1 abstention. Les chambres
devront encore se prononcer sur le sujet. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.05.2012
EMILIA PASQUIER

La révision de la loi sur la procréation assistée a avancé de quelques pas lors de l’année
sous revue. Les amendements au projet ont été acceptés en juin par les participants à
la consultation. Ainsi, le diagnostic préimplantatoire, interdit par la législation actuelle,
serait permis à des conditions strictes. Un diagnostic préimplantatoire serait possible
uniquement pour des couples encourant le risque de transmettre des maladies
génétiques graves à leur enfant. De ce fait, il sera toujours interdit de dépister la
trisomie 21. Egalement interdit, la possibilité de sélectionner un embryon qui pourrait
donner des tissus ou cellules à un frère ou une sœur malade, un « bébé sauveur ». La
première ébauche de la loi, qui prévoyait de développer trois embryons in vitro, a été
modifiée permettant d’analyser huit embryons. Les parents avec un risque génétique
seront ainsi à égalité avec les autres parents. Finalement, il sera possible de congeler
les embryons afin de les implanter ultérieurement. Le projet sera transmis aux
chambres en 2013. La discussion sur ce projet de loi s’est poursuivie en cours d’année
suite à l’arrivée sur le marché d’un test qui permettrait de dépister la trisomie 21 grâce
à une simple prise de sang. Les associations de défense des handicapés ont fait part de
leur inquiétude concernant la possibilité d’une pression sociale croissante en faveur

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.2012
EMILIA PASQUIER
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des avortements. 35

Dans un postulat, la conseillère nationale Jacqueline Fehr (ps, ZH) a prié le Conseil
fédéral d’établir un rapport sur la situation de la maternité de substitution,
communément appelé recours aux « mères porteuses ». Malgré son interdiction sur le
sol helvétique, des couples suisses feraient appel à des mères porteuses à l’étranger.
Au vu du manque de connaissance à ce sujet, le rapport permettrait de clarifier le
nombre et la situation des enfants, des couples, ainsi que des mères porteuses. Le
Conseil national a transmis le postulat en décembre. 36

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
EMILIA PASQUIER

En réponse au postulat Jacqueline Fehr (ps, ZH) demandant un éclaircissement sur la
situation en Suisse des mères de substitution, communément appelées mères
porteuses, le Conseil fédéral a publié un rapport sur la question. Le Conseil fédéral
note que peu de cas sont connus en Suisse. Conscients d’enfreindre la loi, les parents
évitent souvent tout contact avec les autorités. Au vu de l’internationalité du problème
– les parents ont en effet souvent recours à des mères porteuses dans d’autres pays –
le gouvernement suisse a exprimé sa volonté de trouver une solution sur le plan
multilatéral. 37

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
EMILIA PASQUIER

En mars, les sénateurs se sont à nouveau penchés sur la question du droit de
l’adoption au sein des familles arc-en-ciel. En effet, alors que les sénateurs avaient
opté pour une position libérale en accordant un droit d’adoption sans restriction, le
Conseil national avait lui modifié l’objet « Droit de l’adoption. Même chances pour
toutes les familles » en limitant l’adoption aux enfants du partenaire enregistré,
calquant ainsi sa position sur celle du gouvernement. De retour à la chambre haute, la
version réduite du droit à l’adoption pour les couples homosexuels a dû faire face à une
proposition de minorité Häberli-Koller (pdc, TG) demandant le rejet de la motion. Cette
minorité n’a pas convaincu les politiques, qui ont préféré la version remaniée du droit à
l’adoption par 26 voix contre 16. Un front référendaire alliant des membres de l’UDC, du
PDC, du PEV et de l’UDF a déclaré qu’il combattrait cette décision. Il est également
intéressant de noter que ce débat s’est inscrit dans un contexte particulier. En effet,
l’année sous revue a été le théâtre de très grands rassemblements en France. Les
mobilisations contre le mariage homosexuel, ou « mariage pour tous », ont ainsi
régulièrement fait les gros titres des quotidiens romands. 38

ANDERES
DATUM: 04.03.2013
EMILIA PASQUIER

En juin de l’année sous revue, le Conseil fédéral a publié son message concernant la
modification de la législation relative au diagnostic préimplantatoire. Entre enjeux
éthiques et sociétaux, le Conseil fédéral souhaite redéfinir les conditions-cadres du
diagnostic préimplantatoire, tout en incluant des sanctions pour toute utilisation
abusive de ce procédé. Concrètement, le Conseil fédéral permettrait un diagnostic
préimplantatoire uniquement dans les cas où il existe une forte probabilité que l’enfant
soit atteint d’une maladie héréditaire grave (notamment suite à prédispositions
génétiques connues des parents). Ainsi, le diagnostic préimplantatoire ne pourra pas
être utilisé ni pour créer des « bébés sauveurs » (embryons qui pourraient donner des
cellules ou des tissus à un frère ou une sœur malade), ni pour un dépistage en cas de
stérilité ou d’âge avancé de la mère et finalement il ne pourra pas non plus être utilisé
pour dépister des cas de trisomie 21. En outre, il sera permis de développer huit
embryons au lieu de trois actuellement et la congélation d’embryons sera possible. Ces
changements proposés par le gouvernement impliqueront une modification de la
Constitution, plus particulièrement des conditions de développement des embryons
hors du corps de la femme. Alors que la Constitution actuelle permet le développement
d’embryons « pouvant être immédiatement implantés », la nouvelle formulation
permettra le développement d’embryons « nécessaires à la procréation médicalement
assistée ». 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.2013
EMILIA PASQUIER
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Après les nombreux chiffres avancés au cours de la campagne de l’article sur la famille,
la conseillère nationale Meier-Schatz (pdc, SG) a souhaité plus de clarté sur la situation
actuelle des familles en suisse. Ainsi, elle a demandé une présentation statistique de la
situation des familles en Suisse, une analyse des mesures structurelles visant à soutenir
les familles, ainsi que les implications sociales et économiques des divers modèles
familiaux. Malgré l’opposition de l’UDC et du PLR, le postulat a été accepté par 105 voix
contre 79 et 2 abstentions. 40

ANDERES
DATUM: 11.09.2013
EMILIA PASQUIER

En novembre 2014, la députée Marianne Streiff-Feller (pev, BE) lançait un postulat
chargeant le Conseil fédéral d'améliorer la situation juridique des enfants nés sans vie.
Sont appelés ainsi les enfants issus de fausses couches. Ces derniers ne bénéficient pas
du même statut juridique que les enfants dits morts-nés. Les enfants sont considérés
aux yeux de la loi comme morts-nés si leur gestation a duré au minimum 22 semaines et
s'ils pèsent au moins 500 grammes. Cette différence de définition a une importance
cruciale pour les parents. En effet, les enfants nés sans vie ne peuvent bénéficier ni
d'une sépulture, ni d'une inscription au registre de l'état civil. Il existe également des
inégalités au niveau de l'obtention du congé maternité et de la prise en charge des frais
médicaux. Lors de la session de printemps 2015, la chambre basse a accepté le
postulat, permettant ainsi selon la députée une meilleure acceptation des enfants nés
sans vie et une reconnaissance de leurs parents en tant que tels. 41

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
SOPHIE GUIGNARD

Le 14 juin 2015, l'arrêté fédéral concernant la modification de l'article constitutionnel
relatif à la procréation médicalement assistée et au génie génétique dans le domaine
humain a été accepté par la population votante à 61.9%. 
La campagne sur le diagnostic préimplantatoire s'est dès le début montrée
inhabituelle. Les clivages partisans traditionnels ne se sont pas retrouvés dans les
camps qui s'opposaient. Au contraire, deux comités interpartis sont montés au
créneau. Le premier, celui des opposants, présidé par Marianne Streiff-Feller (evp, BE)
et Christian Lohr (pdc,TG), dénonçaient les dérives que pourrait entraîner un
changement de la Constitution en faveur du DPI. L'image de la boîte de Pandore a été
souvent utilisée, avec la crainte que le dépistage permettrait de déterminer que
"certaines vies valent plus que d'autres". Pour le comité "oui à la procréation
médicalement assistée", l'accent a été mis sur la possibilité d'aider les parents ne
pouvant pas concevoir seuls. La Suisse étant l'un des derniers pays européens à
interdire le DPI, l'argument du "tourisme de la procréation" a aussi été très utilisé dans
le débat. 
Il a été difficile également pour les partis de se prononcer. Suite à un vote très serré, le
PDC a fini par approuver la modification constitutionnelle, comme le PLR, le PBD et les
Verts. Au sein du parti socialiste, les voix étaient trop divergentes, ce qui a poussé le
parti à la rose à donner la liberté de vote à ses partisans. La fédération des Eglises
protestantes, qui s'est plusieurs fois illustrées par ses positions relativement
progressistes sur les questions de société a préféré s'opposer au DPI. Les associations
pro handicap étaient dans leur majorité contre l'objet, même si certaines, à l'instar
d'Intégration Handicap se sont prononcée en faveur de l'inscription dans la
Constitution du DPI, mais contre sa loi d'application, telle que mise sous toit par le
Parlement. Les adversaires du DPI avaient annoncé bien avant la votation du
changement constitutionnel que si celui-ci passait, ils saisiraient le référendum contre
la loi sur la procréation assistée. L'affiche phare de la campagne contre le DPI montrait
une photographie représentant une enfant atteinte du syndrome de Down déchirée par
des mains gantées de personnel de laboratoire. 

Malgré cette campagne, la Constitution a été modifiée. L'analyse VOX attribue cette
importante victoire des partisans du DPI à la confiance aux orientations politiques
individuelles plutôt qu'à une connaissance pointue de l'objet. Selon l'étude, 42% des
personnes sondées n'étaient pas capables de fournir des informations sur l'objet. La
population s'est donc fiée aux recommandations de vote des partis et organisations en
lesquelles elle fait confiance. Par exemple, les personnes allant régulièrement à l'Eglise
ont refusé l'objet nettement plus fortement que celles et ceux qui fréquentent peu ou
rarement les messes et cultes. De même, les personnes qui font généralement
confiance au gouvernement ont plutôt suivi l'avis des sept sages et de l'Assemblée
fédérale.
Au lendemain des résultats, il était déjà question de la votation suivante, à savoir le
référendum sur la loi sur la procréation médicalement assistée, déjà débattue par le
Parlement, mais ne pouvant entrer en vigueur qu'une fois l'article constitutionnel relatif
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adopté. Le parti évangélique suisse ainsi que les associations de défense des personnes
handicapées ont annoncé vouloir saisir le référendum.

Votation du 14 juin 2015

Participation: 43.51%
Oui: 1 377 613 (61.9%) / cantons 17 3/2
Non: 846 865 (38.1%) / cantons 3 3/2

Mots d'ordre
oui: PDC, PLR, PBD, Les Verts, Intégration Handicap
non: Fédération des Eglises protestantes, Pro Infirmis, Procap, Agile 42

Un an à peine après la première votation, les Suisses ont dû se prononcer à nouveau sur
le diagnostic préimplantatoire. Il s'agissait cette fois-ci d'accepter ou non la
modification de la loi sur la procréation médicalement assistée. Pour rappel, l'article
constitutionnel permettant cette loi avait obtenu les faveurs populaires en 2015, et dès
les résultats, les adversaires de l'objet avaient annoncé vouloir saisir le référendum. Le
rapport de forces du vote de 2016 n'est pas tout à fait identique à celui de l'année
précédente. Certains défenseurs de la présence d'un article sur le DPI dans la
Constitution étaient en revanche opposés à sa loi d'application, estimant que celle-ci
allait trop loin. Le comité du non présidé encore par Marianne Streiff-Feller (pev, BE) et
Christian Lohr (pdc, TG) était proéminent dans la campagne. 
L'analyse des encarts dans la presse menée par Année Politique Suisse a montré que
plus de 83% provenaient des adversaires du DPI. Le même narratif des dérives de la
science a été repris avec des expressions comme "médecine sans limite",
"incontrôlable", "extrême" ou encore "la chimère de l'être humain parfait". Les visuels
utilisés étaient principalement d'un jaune rappelant le symbole du danger biologique et
montraient un bébé naissant d'un épi de maïs, visant à rappeler le débat sur le
transgénisme. Le comité "oui à nouveau pour la procréation médicalement assistée" est
également resté sur le même argumentaire mettant en avant l'aide pour les parents ne
pouvant pas procréer seuls. L'argument d'une diminution des avortements grâce aux
DPI a été brandi, notamment par Ruth Humbel (pdc, AG), l'un des moteurs du comité
pour le oui. 
Comme lors de la votation précédente, les clivages partisans traditionnels ne se sont
pas retrouvés, les comités pour et contre montrant une large hétérogénéité partisane.
Les organisations de soutien aux personnes malades ou handicapées ne se sont pas non
plus montrées unanimes. La plupart, comme par exemple Procap a intégré le camp du
non, tandis que la société suisse pour la mucoviscidose s'est par exemple montrée en
faveur de l'objet.
Si les deux votations portaient sur la même question, leurs implications sont
différentes. En effet, la loi votée en 2016 réglemente de manière plus précise
l'application du DPI. C'est pour cette raison que certains partisans de l'article
constitutionnel se sont opposés à la loi, à l'instar du conseiller national Mathias Reynard
(ps, VS). L'on reproche principalement à la loi d'autoriser le test préimplantatoire sur un
nombre illimité d'embryons, contre 3 précédemment. De plus, la loi soumise au vote
entend autoriser le DPI à tous les couples voulant procréer et non plus uniquement
ceux porteurs de lourdes maladies héréditaires. Enfin, la liste des critères autorisés
pour une sélection des embryons n'est pas définie et peut selon les opposants
conduire à toutes sortes de dérives.

Les résultats de la votation ont montré un oui encore plus grand que l'année
précédente. La loi sur la procréation médicalement assistée a été plébiscitée par 62.4%
de la population votante. Le parti évangélique, qui avait lancé le référendum s'est
adressé au Conseil fédéral, le sommant de tenir sa promesse de surveiller très
étroitement l'application de la loi sur la procréation, car il craignent, comme les 19
associations pro handicap engagées dans le camp du non, des dérives eugénistes et une
discrimination plus grande encore des personnes handicapées.

Votation populaire du 5 juin 2016

Participation: 46.68%
Oui: 1 490 417 (62.4%) / cantons 20 3/2
Non: 897 318 (37.6%) / cantons 3/2

Mots d'ordre
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- oui: PDC, PLR
- non: Parti évangélique suisse, Pro Handicap, UDF, UDC 43

Le Conseil fédéral a publié en octobre 2016 le rapport demandé par le postulat Maury
Pasquier (ps, GE). Il est composé de deux parties. L'une consiste en une liste des
ressources disponibles dans les cantons pour les mères en détresse (informations et
numéros d'urgence). L'autre partie expose une étude comparée des mesures possibles
pour offrir un soutien plus important aux mères en détresse. Il est primordial selon le
rapport d'offrir un suivi simple, bienveillant et facile d'accès pour toutes les mères qui
en ressentiraient le besoin. Deux mesures ont particulièrement retenu l'attention du
Conseil fédéral, il s'agit des susmentionnées boîtes (ou fenêtres) à bébés ainsi que
l'accouchement confidentiel. L'un des soucis par rapport à celles-ci était la peur que
leur mise à disposition fasse augmenter le nombre d'abandon de nouveaux-nés par
leurs mères. Il n'y a, selon le rapport, pas lieu de penser que les fenêtres auraient cet
effet incitatif. Le Conseil fédéral est cependant bien conscient des effets négatifs de ce
dispositif: le droit de l'enfant à connaître ses origines, ainsi que l'obligation d'annonce
ne peuvent être respectés. Les sept sages estiment cependant que sans fenêtres à
bébés le risque que la mère abandonne son enfant dans des conditions ne lui
permettant pas de recevoir des soins médicaux est trop grand. La sécurité de l'enfant
et sa santé sont selon eux plus importants que son droit à connaître ses origines. Les
fenêtres à bébés doivent donc rester dans une zone grise du droit, ne devant être ni
interdites, ni formellement intégrées à la loi. Ensuite, certains aménagements (comme
un protocole lors de l'annonce des naissances garantissant l'anonymat de la mère)
doivent être réalisés dans le cadre de l'accouchement confidentiel, afin que celui-ci
soit une mesure parallèle aux fenêtres à bébés. Ces aménagements ne nécessitent pas
de modification de la loi en vigueur. Pour finir, les cantons s'acquittent déjà
correctement de leurs obligations en matière de soutien et de conseil pour les mères
en détresse, il n'y a selon le rapport pas besoin de mesures au niveau fédéral.

BERICHT
DATUM: 12.10.2016
SOPHIE GUIGNARD

En mars 2017, le Conseil fédéral a publié un rapport faisant suite au postulat de la
députée Streiff-Feller (pev, BE), qui visait à améliorer la situation juridique des enfants
nés sans vie. Le rapport propose une solution ne nécessitant aucune modification de
texte légal, à savoir l'extension aux enfants nés sans vie le processus d'enregistrement à
l’État civil jusqu'ici appliqué seulement aux enfants morts-nés. Cet enregistrement
serait facultatif et relèverait de la volonté des parents. 44

BERICHT
DATUM: 03.03.2017
SOPHIE GUIGNARD

L'association «Le congé paternité maintenant!» a lancé le 17 mai 2016 l'initiative
populaire pour un congé paternité raisonnable. Le texte réclame un congé paternité
d'une durée de vingt jours, à prendre de manière flexible, sur une année. L'association
est composée de quatre organisations faîtières: travail.Suisse, männer.ch, Alliance F et
Pro Familia Schweiz, qui regroupent environ 160 associations. Les initiants mettent en
avant le retard de la Suisse en comparaison internationale face au congé paternité. 
Les signatures nécessaires ont été récoltées avant la fin du délai, si bien que l'initiative
a été déposée à la chancellerie le 4 juillet 2017. 
Dans son message du premier juin de l'année suivante, le Conseil fédéral appelle le
Parlement à rejeter l'objet. Selon le gouvernement, le coût d'un tel congé, à savoir
environ 420 millions de francs par an, ce qui équivaut à un taux de cotisation APG de
0.11%, est trop lourd. Le Conseil fédéral estime qu'il est plus sage de laisser aux
employeurs et partenaires sociaux la responsabilité d'introduire un éventuel congé
paternité. 45

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.07.2017
SOPHIE GUIGNARD

La CSSS-CE, approuvée par la CSEC-CN a lancé un contre-projet indirect à l'initiative
pour un congé de paternité. Le congé serait réduit de moitié, à savoir dix jours, avec la
possibilité pour les pères de les prendre en bloc ou comme journées isolées, étalées
sur une période de six mois suivant la naissance de l'enfant. Cette mesure se veut
moins lourde financièrement et organisationnellement, notamment pour les PME. Le
projet a été approuvé par sept voix contre quatre au sein de la commission et envoyé
en consultation en novembre 2018, pour que les chambres puissent se prononcer à son
sujet en été 2019. 46
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La CSSS-CN a annoncé dans un communiqué de presse le lancement d'une initiative
parlementaire à titre de contre-projet indirect à l'initiative populaire pour un congé
paternité raisonnable (18.441). La mouture de la commission, approuvée à 7 voix contre
4, propose un congé paternité de deux semaines, soit moitié moins que le projet initial,
à prendre dans les six mois qui suivent la naissance de l'enfant. Le régime de
financement serait le même que celui proposé par l'initiative populaire. Approuvé par
la CSEC-CN, le projet a été envoyé en consultation en novembre 2018, visant ainsi un
débat du Conseil des Etats sur l'initiative et le contre-projet à l'été 2019. Le comité
d'initiative a déclaré se réjouir de l'entrée en matière du Parlement sur un concept de
congé paternité. L'initiative ne sera cependant pas retirée, les initiantes et initiants
jugeant le contre-projet trop faible. 47

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.11.2018
SOPHIE GUIGNARD

Suite à la procédure de consultation du contre-projet indirect à l'initiative pour un
congé de paternité, la CSSS-CE s'est prononcée à 7 voix pour, 3 contre et 1 abstention.
Elle rejette en outre l'initiative populaire par 8 voix contre 4. 
Le Conseil fédéral recommande le rejet des deux objets, arguant qu'une offre d'accueil
extrafamilial et parascolaire ainsi qu'un congé de prise en charge pour les enfants
gravement atteints dans leur santé présentent un meilleur rapport coûts-bénéfices que
le congé paternité. 
Au Conseil des Etats, le contre-projet a passé la rampe grâce à 26 voix contre 16 et sans
abstentions. Parmi ses opposants figuraient l'ensemble du groupe UDC, une importante
majorité du groupe PLR et un sénateur PDC. 48

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2019
SOPHIE GUIGNARD

Lors d'une séance de la session de juin 2019, le Conseil des Etats a débattu
simultanément de trois objets: l'initiative populaire pour un congé de paternité
raisonnable (18.052), le contre-projet indirect de la CSSS-CE (18.441) et l'initiative
parlementaire Caroni (plr, AR) qui suggère un congé paternité utilisant les moyens à
disposition (18.444). Erich Ettlin (pdc, OW), le rapporteur de la commission, a donné les
résultats des auditions: pour la majorité des 99 répondants, le contre-projet propose
soit trop, soit pas assez. Toutefois, le financement d'un éventuel congé paternité par le
régime de l'APG semble être globalement bien accepté. Le débat en chambre haute a
vu se déployer les traditionnels clivages gauche-droite. Les sénateurs et sénatrices de
gauche ont mis en avant la nécessité de poursuivre des modèles familiaux plus
égalitaires, avec un meilleur partage des tâches entre les parents. Les liens qui se
développent entre un père et son enfant dès la naissance mériteraient que l'Etat
finance quatre semaines de congé paternité. Les coûts estimés: 224 millions ou 0.06
pourcents des salaires pour le contre-projet de deux semaines ou 449 millions et 0.11
pourcents des salaires pour les quatre semaines sont considérés comme faibles. La
comparaison avec les autres pays européens a été avancée, soulignant que la plupart
jouissent d'un régime plus avantageux pour les pères. Le côté droite a mis en avant les
difficultés économiques que représenterait un congé paternité. Certaines PME se
verraient en outre mises devant d'importants défis organisationnels. Pour le Conseil
fédéral, la recherche de solutions privées ou le développement de places d'accueil
seraient une stratégie préférable. Durant le débat, le sénateur Caroni a fait part de son
expérience de jeune papa. Lors de la naissance de ses deux enfants, il a pris quelques
semaines de congé, en accord avec ses employeurs et a été, comme il le souligne lui-
même, le premier à avoir changé les couches du nouveau-né. Il appelle dès lors les
nouveaux pères à suivre son exemple, sans solliciter de congé paternité financé par
l'Etat. Certains élu-e-s du PDC se sont en revanche montré favorables à un congé
paternité, dont les effets positifs sur la santé et le développement cognitif des bébés
ont été prouvés, comme l'a amené Pirmin Bischof (pdc, SO). L'initiative populaire, qui
demandait un congé de quatre semaines a été refusée par 29 voix contre 14, tandis que
le contre-projet a été accepté par 26 voix contre 16. Ces dernières sont à chercher
dans les camps UDC (à l'unanimité), PLR (deux d'entre eux ont voté oui) et PBD. Dans le
camp PDC le contre-projet a été plébiscité par 11 sénateurs et sénatrices, l'un a refusé
l'objet et deux n'ont pas participé au vote. Le Conseil des Etats a refusé d'entrer en
matière sur l'initiative parlementaire Caroni. 49

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.06.2019
SOPHIE GUIGNARD

01.01.90 - 01.01.20 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Après son acceptation par le Conseil des Etats, le contre-projet indirect à l'initiative
pour un congé de paternité a été discuté en septembre 2019 par le Conseil national.
Après un long débat durant lequel l'initiative populaire pour un congé paternité
raisonnable était également à l'ordre du jour, le contre-projet a récolté 129 voix contre
62. L'UDC était la principale opposante au congé paternité. Une minorité Reynard (ps,
VS) a proposé un congé parental de 38 semaines. Cette proposition a été balayée par
131 voix contre 60. En plus des socialistes et des vert-e-s, les verts'libéraux ainsi que
deux PBD étaient pour ce modèle. L'initiative populaire à l'origine de ce débat a elle été
refusée par 120 voix contre 67. 50

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Après son refus par le Conseil des Etats, l'initiative populaire pour un congé de
paternité a été discutée en septembre 2019 par le Conseil national. Après un long débat
durant lequel le contre-projet de la CSSS-CE était également à l'ordre du jour,
l'initiative a été refusée par 120 voix contre 67. L'UDC était la principale opposante au
congé paternité. Une minorité Reynard (ps, VS) avait proposé un congé parental de 38
semaines, ce qui a été balayé par 131 voix contre 60. En plus des socialistes et des vert-
e-s, les verts'libéraux ainsi que deux PBD étaient pour ce modèle. Le contre-projet a lui
été accepté par 129 voix contre 62. 51

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Lors du vote final, le contre-projet indirect à l'initiative pour un congé de paternité,
qui prévoit un congé paternité de dix jours a été accepté par 129 voix contre 66 et 2
abstentions au Conseil national et par 31 voix contre 11 et 3 abstentions au Conseil des
Etats. L'initiative populaire qui plébiscitait quatre semaines de congé paternité a elle
été refusée par 126 voix contre 66 et 4 abstentions au national et 29 voix contre 14 et 2
abstentions aux Etats. Si l'UDC s'est systématiquement opposée aux deux projets, le
reste de la droite s'est ralliée à la gauche pour le contre-projet, à l'exception de 6 et 8
voix PLR respectivement aux Etats et au National. 52

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Lors du vote final, l'initiative populaire qui plébiscitait quatre semaines de congé
paternité a été refusée par 126 voix contre 66 et 4 abstentions au national et 29 voix
contre 14 et 2 abstentions aux Etats. Le contre-projet indirect à l'initiative pour un
congé paternité, qui prévoit un congé paternité de dix jours a été accepté par 129 voix
contre 66 et 2 abstentions au Conseil national et par 31 voix contre 11 et 3 abstentions
au Conseil des Etats.
Si l'UDC s'est systématiquement opposée aux deux projets, le reste de la droite s'est
ralliée à la gauche pour le contre-projet, à l'exception de 6 et 8 voix PLR
respectivement aux Etats et au national. 53

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Ein Bericht des BFS zur Stellung der Frauen in der Schweiz zeigte, dass die Schweiz eine
hohe Beteiligung der Frauen am Erwerbsleben ausweist. Mit einer Frauenerwerbsquote
von 59% im Jahr 2005 verzeichnete sie im Vergleich zu ihren Nachbarländern den
höchsten Wert. In Europa lagen die Werte nur für Dänemark, Norwegen und Island noch
höher. Bemerkenswert für die Schweiz ist auch die Zunahme der Frauenerwerbsquote:
Seit 1990 ist sie um 10 Prozentpunkte gestiegen. Eine differenzierte Betrachtung zeigt,
dass die hohe Erwerbsbeteiligung der Frauen in der Schweiz mit einem vergleichsweise
grossen Anteil (57%) an Teilzeitbeschäftigung einhergeht. Nach den Niederlanden hat
die Schweiz den höchsten Anteil von Frauen, die einer Teilzeiterwerbstätigkeit
nachgehen. Nur 22% der Frauen sind in Kaderfunktion tätig gegenüber 37% der
Männer.

Wird die Erwerbsbeteiligung nach Alter untersucht, zeigt sich in der Schweiz bei den
Frauen zwischen 30 und 40 Jahren ein vorübergehender Rückgang. Dieses Muster weist
darauf hin, dass sich viele Frauen aufgrund familiärer Pflichten während einiger Jahre
aus dem Arbeitsmarkt zurückziehen, um später wieder einzusteigen. Im Vergleich zum
Jahr 1990 ist der Knick in der Schweiz schwächer geworden, aber er bleibt dennoch
deutlich sichtbar. In den Nachbarländern ist dieses Phänomen auch in Österreich
feststellbar, jedoch weniger ausgeprägt. In Deutschland und Frankreich dagegen zeigt
sich bei den Frauen während der Familiengründungsphase eine Stagnation, aber kein
Rückgang der Erwerbsbeteiligung. Wieder ein anderes Muster weist Italien auf, wo die
Erwerbsquote bei den Frauen ab 35 Jahren stetig abnimmt. Diese Unterschiede stehen
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im Zusammenhang mit den Möglichkeiten, Beruf und Familie zu vereinbaren: In vielen
europäischen Ländern können Frauen und oft auch Männer längere Mutterschafts-
bzw. Elternurlaube beziehen und von besseren Kinderbetreuungsmöglichkeiten
profitieren, so dass es für Frauen einfacher ist, durchgehend erwerbstätig zu bleiben. 54

Kinder- und Jugendpolitik

Après Einsiedeln en 2001, l’hôpital de Davos s’est équipé d’une « boîte à bébé » qui
permet à des parents en situation de détresse de déposer leur bébé anonymement.
L’installation de la boîte a été soutenue par l’Aide suisse pour la mère et l’enfant
(ASME). 55
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EMILIA PASQUIER
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